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Preußiſche Ge ch ammlung 
Juhrgung 1923 Nr 78. 


triebs im Umberziehen, S. 539. — 


Inhalt: Verordnung zur Abänderung des Geſetzes, betreffend die Beſteuerung des Gewerbebe 


Verordnung über die Erhebung von Vorausleiſtungen für die Wegeunterhaltung, S. 540. — Bekanntmachung 


über den Bezugspreis der Preußiſchen Geſetzſammlung, S. 542. — Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 
durch die Regierungsamtsbläkter veröffenklichten Erlaſſe, Urkunden uw, S. 542. ji WERT ir 


(Nr. 12710.) Verordnung zur Abänderung des Geſetzes, betreffend die Beſteuerung des Gewerbebetriebs 
im Umherziehen. Vom 24. November 1923. 


Das Staatsminifterium erläßt gemäß Artikel 55 der Verfaſſung in Übereinſtimmung mit dem Ständigen Aus⸗ 
ſchuſſe des Landtags die folgende Verordnung mit Geſetzeskraft: z ; 


l pa b Artikel 1. : ER? 
§9 des Geſetzes, betreffend die Beſteuerung des Gewerbebetriebs im Umherziehen, vom 3. Juli 1876 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 247) in der Faſſung des Geſetzes vom 4. Januar 1922 (Geſetzſamml. S. 1) ſowie des Geſetzes zur 
Anpaſſung der Steuergeſetze an die Geldwertänderung vom 31. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 361) und der Ver⸗ 

ordnung vom 27. September 1923 (Geſetzſamml. S. 464) wird wie folgt geändert: i l i 

1. Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 
Als regelmäßiger Satz gilt ; : 

1. für das Feilbieten gewerblicher Leiſtungen ſowie für das Darbieten künſtleriſcher Leiſtungen 
oder Schauſtellungen, bei denen ein höheres wiſſenſchaftliches oder Kunſtintereſſe nicht ob⸗ 


waltet, der Satz von... iana e bene re 10 Goldmark, 
2. für den Handel mit geringwertigen Waren der Satz voen 20 5 
3. für den Handel mit wertvolleren Waren der Satz vo 40 „ 
4. für den Handel mit Vieh der Satz von ...... „„ el) » 


D9 


Im Abſ. 6 wird die Zahl „3 000 000“ durch die Zahl 52 Goldmark“ und die Zahl „6 000 0004 durch 
die Zahl „4 Goldmark“ exſetzt. ; 
3. Im Abſ. 7 wird die Zahl „1 500 000 000” durch die Zahl ,/400 Goldmark“ erſetzt. 
4. Abſ. 8 erhält folgende Faſſung: ; s 
Die weiteren Anordnungen wegen Feſtſetzung der Steuer und wegen Einordnung der Betriebs⸗ 
arten erläßt der Finanzminiſter. 
5. Folgender Abſ. 9 wird angefügt: 5 
; Die in Goldmark feſtgeſetzte Steuer ift gemäß § 4 Abſ. 1 und § 2 Abſ. 3 der Landesaufwertungs⸗ 
verordnung vom 7. November 1923 (Geſetzſamml. S. 501) unter Umrechnung nach dem am Tage 
der Zahlung maßgebenden Goldumrechnungsſatz in deutſcher Währung zu zahlen. Erftattungen 
find gemäß § 8 daſelbſt nach dem Goldwerte zu bewirken. 8 ; 
Gejegjammlung 1923. (Nr. 12710—12712.) 


Ausgegeben zu Berlin den 26. November 1923, n 
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Artikel 2. 
Dieſe Verordnung tritt am Tage nach ihrek Verkündung in Kaff; my 
Siaj und Nachſteuerbekräge, Die nach den bisherigen Steuerſätzen bemeſſen und noch nicht gezahlt worden 
ſind, ſowie Straf⸗ und Nachſteuerberfahren, bei denen die bisherigen Steuerſätze zur Anwendung zu kommen 
hätten, werden niedergeſchlagen; neue derartige Verfahren werden nicht eingeleitet. 
Berlin, den 24. November 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. | 


Siegel) Braun. v. Richter. 


(Nr. 12711.) Verordnung über die Erhebung von Vorausleiſtungen für die Wegeunterhaltung. Vom 
25. November 1923. ` 


Das Staatsminifterium erläßt gemäß Artikel 55 der Verfaſſung in Übereinſtimmung mit dem Ständigen 
Ausſchuſſe des Landtags die folgende Verordnung mit Geſetzeskraft: 


gal ; 

(1) Wer innerhalb eines Stadt⸗ (Land.) Kreiſes befeſtigte öffentliche Wege oder Brücken, welche ſelbſtändige 
Verkehrsanlagen bilden, mit Fahrzeugen über das gemeinübliche Maß hinaus benutzt, hat an den Stadt⸗ 
(Land) Kreis für die Wegebenutzung einen Beitrag zu den Unterhaltungskoſten zu entrichten (Vorausleiſtungs⸗ 
beitrag). Als Benutzung gilt auch die Inanſpruchnahme öffentlicher Wege durch Dritte. 

(2) Die Erhebung der Vorausleiſtungsbeiträge ift in beſonderen Abgabenordnungen der Stadt⸗(Land⸗ 
Kreiſe zu regeln, die der Genehmigung bedürfen. 


(1) In den Abgabenordnungen haben die Stadt⸗(Land⸗) Kreiſe Beſtimmungen darüber zu treffen, welche 
Benutzung der im § 1 bezeichneten Wege oder Brücken über das gemeinübliche Maß hinausgeht, und zwar 
auf der Grundlage der tonnenkilometriſchen Verfrachtung. Die Abgabenordnungen haben regelmäßig die 
tonnenkilometriſche Verfrachtung des laufenden Jahres zur Grundlage der Beitragsfeſtſetzung zu nehmen. 
Fuhren in landwirtſchaftlichen Betrieben bleiben außer Anſatz, ſoweit fie rein landwirtſchaftlichen Zwecken 
dienen und über das gemeinübliche Maß nicht hinausgehen. 

(2) Die Feſtſetzung eines abweichenden Beitragsmaßſtabs ſowie eine Abſtufung nach Art und Höhe 
der tonnenkilometriſchen Verfrachtung iſt zuläſſig. 

(3) Auch ift die völlige oder teilweise Ausdehnung der Erhebung von Vorausleiſtungsbeiträgen auf 
nicht befeſtigte öffentliche Wege zuläſſig. Desgleichen iſt es zuläſſig, Betriebe der Vorausleiſtungspflicht zu 
unterwerfen, die nach ihrer Art eine beſondere Abnutzung der Wege verurſachen. 


8 3. —. 

(1) Der jährliche Geſamtbetrag der Vorausleiſtungsbeiträge fol in der Regel 25 vom Hundert der 
Unterhaltungskoſten des laufenden Rechnungsjahrs nicht überſchreiten. Der Vorausleiſtungsbeitrag für jeden 
Tonnenkilometer iſt regelmäßig in der Weiſe zu ermitteln, daß der Einheitsſatz durch Gegenüborſtellung von 
25 vom Hundert der Unterhaltungskoſten des laufenden Rechnungsjahrs und der im abgelaufenen Rechnungsjahr 
über das gemeinübliche Maß hinaus verfrachteten Tonnenkilometer gefunden wird. 

(2) Ausnahmen ſind zuläſſig; insbeſondere dürfen die Abgabenordnungen Vorſchriften darüber enthalten, 
auf welche Weiſe die Unterhaltungstoften des laufenden Jahres bei dem Fehlen von Unterlagen in den 
Haushaltsplänen ermittelt werden und nach welchen Grundlagen Zahl und Höhe der tonnenkilometriſchen 
Verfrachtung im vorigen Rechuungsjahre berechnet werden ſollen. Auch kann an Stelle des Rechnungsjahrs 
das Kalenderjahr oder das Wirtſchafts- (Betriebs- Jahr der einzelnen Unternehmungen kreten. 

(3) Mehr als 75 vom Hundert der Unterhaltungskoſten des laufenden Nechnungsjahrs dürfen als 
Vorausleiſtungsbeiträge nicht erhoben werden. : 


3 


„„ 


4. 
(1) Es iſt zuläſſig, in den Abgabenordnungen Vorauszahlungen anzuordnen, die auf die endgültig ver- 


anlagten Beiträge zu verrechnen find. Der Voraäuszahlungsbetrag darf für den einzelnen Beitragspflichtigen 


nicht höher bemeſſen werden als der Betrag, der ſich aus einer Vervielfachung des nach § 3 ermittelten Grund- 
betrags für jedes Tonnenkilometer mit der im vorangegangenen Rechnungs- (Kalender, Wirtſchafts⸗, Betriebs-) 


Jahr vorhandenen tonnenkilometriſchen Verfrachtung des einzelnen Beitragspflichtigen ergibt. 


e) Die Aufſtellung von Richtlinien für eine Schätzung der Höhe der Vorauszahlungen iſt in Fällen 


zuläſſig, in denen ſich das Maß der tonnenkilometriſchen Verfrachtung im Vorjahre nicht feſtſtellen läßt, 

(1) Es ift zuläſſig, in den Abgabenordnungen anznordnen, daß für die Benutzung von beſtimmt zu 
bezeichnenden Brücken an Stelle von Brückengeld Zuſchläge zu Vorausleiſtungsbeiträgen zu erheben ſind. Die 
Zuſchläge können für die einzelnen Brücken in verſchiedener Höhe bemeſſen werden. 

(2) Dieſe Zuſchläge ſollen ſo bemeſſen werden, daß deren Aufkommen die Unterhaltungskoſten für die 
einzelnen Brücken nicht überſteigt. 8 i 5565 ; ; 8 


§ 6. 

(1) Die Unterhaltungspflichtigen haben den Sindt- (Land-) Kreiſen zur Ermittlung der in § 3 Abſ. 1, 
§ 5 Abf. 2 bezeichneten Unterhaltungskoſten auf Erſuchen Auskunft zu erteilen und die erforderlichen Unter 
lagen vorzulegen. 

(2) Kommt ein Unterhaltungspflichtiger ſeiner Verpflichtung nicht nach, ſo hat der Stadt- (Land-) Kreis 
die Unterhaltungskoſten nach Maßgabe beſonderer in der Abgabenordnung feſtzuſetzender Grundſätze zu ermitteln. 
Die Ermittlung wirkt gegenüber dem Unterhaltungspflichtigen endgültig. 

(3) Für die Provinzial (Bezirks-) Straßen ftellt der Provinzial: (Bezirks⸗) Verband die anteiligen Koſten 
nach ſeinem Geſamtaufwand im Jahre feft 

§ 7. 
Die Stadt- (Land-) Kreiſe können mit den Beitragspflichtigen über die zu entrichtenden Beiträge Ver⸗ 


einbarungen im Sinne des § 13 Abf. 2 des Kommunalabgabengeſetzes treffen. 


§ 8. 
(1) Das Aufkommen an Vorausleiſtungsbeiträgen iſt abzüglich 5 vom Hundert für die Verwaltung der 


ö Abgabe vom Gemeindevorſtand (Kreisausſchuß) auf die Unterhaltungspflichtigen nach dem Verhältniſſe der zu 


unterhaltenden Wegeſtrecken und Brücken zu verteilen. 

(2) Die Stadt- (Land-) Kreiſe ſind befugt, in ihren Abgabenordnungen andere Verteilungsmaßſtäbe, ims- 
beſondere unter Berückſichtigung der Art der Wege oder des Umfanges (Art) der Wege- (Brücken-) Benutzung, 
zu verwerten. 

89. 

Kommt ein Ausgleich durch freie Vereinbarung zwiſchen den Beteiligten nicht zuſtande, ſo beſchließt der 

Bezirksausſchuß. 
$ 10. 


Durch die Verteilung des Aufkommens an Vorausleiſtungsbeiträgen nach 88 8 und 9 wird die Verfolg⸗ 
barkeit im bürgerlichen Rechte begründeter Anſprüche Dritter im ordentlichen Rechtswege nicht berührt. 


STE 
Die Stadt (Land-) Kreiſe find beſugt, in ihren Abgabenordnungen Beſtimmungen über ein ſchiedsgericht⸗ 


liches Verfahren zu treffen, das an die Stelle des Rechtsmittelverfahrens nach § 12 tritt. 


12. 
Auf die Rechtsmittel gegen die Heranziehung 1 0 zu Vorausleiſtungsbeiträgen finden SS 69, 
70 des Kommunalabgabengeſetzes, auf die Nachforderung, Verjährung und Beitreibung dieſer Abgaben SS 87, 
88 und 90 und auf die rückwirkende Kraft neuer Abgabenorduungen § 70 a. a. O. und, wenn ein Landkreis 
beteiligt ift, auch die Vorſchrift des § 16 des Kreis- und Provinzialabgabengeſetzes ſinngemäß Anwendung. 


55 $ 13 
14 35 Salon a 

Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 1923 in Kraft. Mit dem gleichen Tage treten 
geſetzliche Vorſchriften, die dieſer Verordnung nicht entſprechen, insbeſondere das Geſetz, betreffend die Voraus: 
leiſtungen zum Wegebau, vom 18, Auguſt 1902 (Geſetzſamml. S. 315) außer Kraft. 

8.14. 

Mit der Ausführung dieſer Verordnung werden die Minifter des Junern und der Finanzen beauftragt. 
Dieſe find insbeſondere ermächtigt, Richtlinſen zur Ausführung des § 2 der Verordnung zu erlaſſen. 

Berlin, den 25. November 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun, Sepering. v. Richter. 


BR) 


(Siegel.) 


(Mr. 12712.) Bekanntmachung über den Bezugspreis der Preußiſchen Geſetzſammlung. Vom 12. November 1923. 


N 
(Für neu hinzutretende Bezieher der Preußiſchen Geſetzſammlung wird der Bezugspreis für das Vierteljahr 
Oktober / Dezember 1923 auf 250 Milliarden Mark feſtgeſetzt. 
Berlin, den 12. November 1923. : 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Rn Braun. 


Bekanntmachung. 


DY a 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 

1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 18. September 1923 über die Genehmigung 
eines Nachtrags zu den reglementariſchen Beſtimmungen des Kur- und Neumärkiſchen Ritterſchaft⸗ 
lichen Kredit⸗Juſtituts durch die Amtsblätter 

der Regierung in Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 42 S. 679, ausgegeben am 20. Oktober 1923, 
der Regierung in Fraulfurt a. O. Nr. 42 S. 263, ausgegeben am 20. Oktober 1923, 
der Regierung in Stettin Nr. 41 S. 416, ausgegeben am 13. Oktober 1923, 
der Regierung in Köslin Nr. 41 S. 315, ausgegeben am 13. Oktober 1923, 
der Regierung in Schneidemühl Nr. 39 S. 216, ausgegeben am 20. Oktober 1923, 
der Negierung in Liegnitz Nr. 42 S. 354, ausgegeben am 20. Oktober 1923, und 
der Regierung in Magdeburg Nr. 42 S. 327, ausgegeben am 20. Oktober 1923; 

2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 27. September 1923 über die Genehmigung 

eines Nachtrags zu den reglementariſchen Beſtimmungen des Kur- und Neumärkiſchen Ritterſchaft⸗ 


der Regierung in Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 42 S. 679, ausgegeben am 20. Oktober 1923, 
der Regierung in Frankfurt a. O. Nr. 42 S. 263, ausgegeben am 20. Oktober 1923, 
der Regierung in Stettin Nr. 41 S. 416, ausgegeben am 13. Oktober 1923, 
der Regierung in Köslin Nr. 41 S. 315, ausgegeben am 13. Oktober 1923, 
der Regierung in Schneidemühl Nr. 39 S. 216, ausgegeben am 20. Oktober 1923, 
der Regierung in Liegnitz Nr. 42 S. 354, ausgegeben am 20. Oktober 1923, und 
der Regierung in Magdeburg Nr. 42 S. 328, ausgegeben am 20. Oktober 1923, 
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Beſtellungen ſind an die Poſtanſtalten zu richten. 


